
 
Verbandsgemeindeverwaltung  
Rhein-Selz Oppenheim, den 27.08.2024 
Fachbereich: Bauen und Umwelt 
Aktenzeichen:  

Vorlage: 001/2024/0131 
 
B e s c h l u s s v o r l a g e  
 

 Sitzungstag TOP Status Abst. 
ja 

Abst. 
nein 

Abst. 
Enth. 

Planung, Bauwesen und Ver-
kehr Rhein-Selz 

12.09.2024 4 Öff.    

Verbandsgemeinderat Rhein-
Selz 

01.10.2024 4.1 Öff. Einst. / / 

 
    

 
Verbandsgemeinde Rhein-Selz; Bauleitplanverfahren 8. Änderung des Flächennutzungs-
plans 2030 in der Stadt Nierstein (Rechenzentrum und Gewerbe im Rhein-Selz-Park) 
Hier:  
A) Vorstellung und Beschluss des Vorentwurfs 
B) Freigabe zur Durchführung der frühzeitigen Beteiligung der Behörden und der sonstigen 
Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie der Öffentlichkeit gemäß § 3 
Abs. 1 BauGB 
 
Beschlussvorschlag: 
 
Der Ausschuss für Planung, Bauwesen und Verkehr empfiehlt und der Verbandsgemeinderat be-
schließt: 
 
A) den Vorentwurf zur 8. Änderung des Flächennutzungsplanes 2030 der Verbandsgemeinde Rhein-
Selz für den Bereich des Rhein-Selz-Parks in der Stadt Nierstein und gibt diesen zur frühzeitigen Betei-
ligung frei. 
Der Vorentwurf besteht aus den als Anlage 1 und 2 beigefügten Unterlagen (Begründung und Plan-
zeichnung). 
Inhalt ist die Ausweisung von Sonderbauflächen ‚Rechenzentrum‘ sowie gewerblichen Bauflächen. Ent-
halten sind Darstellungen zu Grün- und zwei Versorgungsflächen. 
 
B) Die Verwaltung wird beauftragt, die frühzeitige Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 1 BauGB einzu-
leiten. 
 
 

  Im Auftrag     
       
       

  (Livingston)  (Wagner)  (Groth) 
  Fachbereichsleiter  Beigeordnete  Bürgermeister 
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Sachdarstellung der Verwaltung: 
 
Die Verbandsgemeinde hatte in seiner Sitzung am 06. Juni 2024 den Beschluss zur Aufstellung der 8. 
Änderung des Flächennutzungsplans 2030 gefasst.  
 
Damit soll die Folgenutzung des ehemaligen amerikanische Militärstandorts ‚Anderson Barracks & 
Housing Dexheim‘ planerisch vorbereitet werden. Anlass und wesentlicher Inhalt ist der Vorschlag und 
die Absicht eines Projektträgers, auf größeren Teilen des Geländes ein Rechenzentrum zu realisieren. 
Ein kleinerer Teil soll daneben für gewerbliche Nutzungen zur Verfügung stehen. 
 
Aufgrund der Bedeutung und der Größe der Ansiedlung wurden seitens der Verbandsgemeinde und 
der Stadt regelmäßige Koordinierungs- und Abstimmungstermine mit dem Projektträger und seinen 
Stadtplanern sowie der Kreisverwaltung als maßgeblich beteiligter Behörde installiert. 
 
Als erster Arbeitsschritt wurde ein Antrag auf landesplanerische Stellungnahme gemäß § 20 Landes-
planungsgesetz erstellt und am 13. Juni 2024 bei der Kreisverwaltung als zuständiger Unterer Landes-
planungsbehörde eingereicht. Der Antrag umreißt die wesentlichen raumordnerisch relevanten In-
halte und Auswirkungen des Gesamtprojekts. In der am 26. Aug. 2024 dazu ergangenen Landesplane-
rischen Entscheidung wird den geplanten Ausweisungen von ‚Sonderbauflächen Rechenzentrum‘, ‚Ge-
werblichen Bauflächen‘ und ‚Versorgungsflächen‘ zugestimmt.  
 
Im Ergebnis des zweiten Arbeitsschritts liegt der Vorentwurf der 8. Änderung des Flächennutzungs-
plans, bestehend aus Planzeichnung und Begründung, vor. 
 
Beabsichtigt ist die Darstellung einer Sonderbaufläche mit der Zweckbestimmung ‚Rechenzentrum‘ im 
überwiegenden Teil (ca. 46 ha) und einer gewerblichen Baufläche im südöstlichen Teilbereich des Pla-
nungsareals (ca. 12 ha). Die Ausweisungen von Versorgungsflächen für eine bestehende Entwässe-
rungsfläche im Nordosten und einen Bereich für Elektrizität und Gas im äußersten Südosten werden 
übernommen (ca. 2 ha). Die Darstellung von Grünflächen transportiert Qualitätsvorgaben, zum einen 
eine substanzielle umlaufende Eingrünung des Geländes sowie zum anderen eine innere Durchgrü-
nung (zusammen ca. 10 ha). Darüber hinaus werden die bestehenden Leitungen, die ins Plangebiet 
hineinragen, sowie randliche Gewässer III. Ordnung und ein Biotop nachrichtlich übernommen. Fach-
liche Anregungen und Hinweise aus der Landesplanerischen Entscheidung sind gemäß der Maßstabs-
ebene der Flächennutzungsplanung eingegangen. 
 
Erkenntnisse aus der parallellaufenden Bebauungsplanung der Stadt Nierstein, insbesondere zu 
Fachthemen, sollen zu einem späteren Zeitpunkt in abstrahierter Form ergänzt werden, soweit sie für 
die Flächennutzungsplanung relevant sind. Darauf wird verschiedentlich in der Begründung verwiesen.  
 
Hinweis: Für die 1. Änderung des Flächennutzungsplans, die den östlichsten Teil des Rhein-Selz-Parks 
betrifft, wird weiterhin die Rechtswirksamkeit angestrebt. Die Planung wurde bei der Kreisverwaltung 
Mainz-Bingen zur Genehmigung eingereicht. Sofern die 1. Änderung rechtswirksam wird, besteht de-
ren Gültigkeit, bis sie durch eine nachfolgende Planung ersetzt wird. Das wäre voraussichtlich diese 
8. Änderung, soweit und sobald sie in Kraft trifft. 
 
Zu B) 
Zu Flächennutzungsplänen im Regelverfahren ist eine frühzeitige Beteiligung der Behörden und der 
sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB sowie der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 
1 BauGB vorgeschrieben. Die notwendigen Schritte werden nach Freigabe zeitnah eingeleitet. 
 
Nach Erfordernis überträgt die Verwaltung die Vorbereitung und die Durchführung der Beteiligungs-
schritte auf der Grundlage von § 4b BauGB an das mit der Flächennutzungsplanung beauftragte Büro. 
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Der Verbandsgemeinde entstehen keine Kosten, da der Projektträger für die Planungskosten gemäß 
einer Kostenübernahmevereinbarung aufkommt. 
 
 
Anlage: Vorentwurf der 8. Flächennutzungsplanänderung, bestehend aus Planzeichnung und Begrün-
dung 
 
 
 
 
 
 
  
 
 


